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Mutmaßliche Polizeigewalt:
Richterin tadelt Polizisten für Übergriffe 

Eine Polizeikontrolle läuft aus dem Ruder, es kommt zu einer Strafsache. Die Juristin kritisiert 



das Vorgehen der Beamten und prangert im Gerichtssaal die „Gewalt der Polizei“ an 

Von Gerd Niewerth 

Die Ermittlungen zu einem mutmaßlichen rechten Netzwerk haben das Essener Präsidium erschüttert 
und den Ruf der Polizei erheblich ramponiert. In einer aktuellen Strafsache, die im Januar vor dem 
Amtsgericht Essen verhandelt worden ist, kommt die Polizei ebenfalls schlecht weg. Es geht um 
mutmaßliche Polizeigewalt. Hier das Protokoll eines Polizeieinsatzes, der aus dem Ruder gelaufen 
ist, vor Gericht landet und mit dem Tadel der Richterin endet wegen „massiver Übergriffe der 
Polizeibeamten“. 

Es ist der 20. Dezember 2019, vier Tage vor Heiligabend, nachts um 2.45 Uhr. Ein mit drei Männern 
besetzter Pkw gerät auf der Gladbecker Straße in eine Polizeikontrolle von Gruga 11 – eigentlich eine
Routine-Angelegenheit. Zwei der Insassen, die später wegen „Widerstands gegen 
Vollstreckungsbeamte“ angeklagt werden, sind anscheinend gut gelaunt unterwegs. Die Polizisten 
wiederum kommen kurz angebunden und dünnhäutig rüber. Es handelt sich um Beamte, die ihren 
Dienst in der Polizeiinspektion (PI) Mitte versehen. 

So ärgern sich die Insassen darüber, dass der Polizeibeamte sich nicht vorgestellt, sondern bloß 
ruppig gefragt habe: Wo kommt Ihr her, wo fahrt Ihr hin? Der Polizist, seinerseits genervt, bittet 
einen der beiden Angeklagten, den Beifahrer K. (37) aus Gelsenkirchen, auszusteigen. Daraufhin 
fängt dieser an, den Polizeieinsatz mit dem Handy zu filmen. Ob er zum Schlag auf die Polizisten 
ausholt, wie diese behaupten, bleibt in der Hauptverhandlung unklar. Fest steht: K., von Beruf 
Manager, landet auf dem Boden und wird von den Beamten fixiert. 

„Ich kriege keine Luft mehr,
ich kriege keine Luft mehr.“
Beifahrer K., während er am Boden
liegend von Beamten fixiert wird

Was besonders den Polizisten offenbar entgeht: Das Handy eines Fahrzeuginsassen ist eingeschaltet 
und wird den Wortlaut des Einsatzes von nun an detailliert aufzeichnen. Der Beifahrer C. (30), der 
zweite Angeklagte, steigt aus und mischt sich nun ein. 

Auf der Handyaufnahme ist offenbar deutlich zu hören, wie er immer wieder schreit: „Die hauen auf 
ihn ein.“ Im Hintergrund schreit unterdessen K.: „Ich kriege keine Luft mehr, ich kriege keine Luft 
mehr.“ 

C., groß und von stattlicher Erscheinung, empört sich gegenüber weiteren Polizisten darüber, dass 
zwei ihrer Kollegen seinen Freund angeblich treten und mit dem Ellenbogen traktieren. Worauf einer 
der Polizisten erwidert haben soll: Wenn er sich benehme wie eine offene Hose, dann sei das eben so.

Polizist setzt gegen schwarzen Bundeswehrsoldaten Pfefferspray ein
Zwei weitere Personen werden Zeugen des Geschehens: H., der Fahrer des gestoppten Pkw, und eine 
Freundin von K., die man in Essen treffen wollte und die nun zum Ort des Geschehens nahe der 
Shell-Tankstelle am Straßenstrich geeilt ist. Zeuge H. wird in der Vernehmung zu Protokoll geben, 



dass die Polizisten auf seinen bewegungslos auf dem Boden liegenden Kumpel K. eingetreten und ihn
geboxt hätten. Die Frau bestätigt dies und ergänzt, dass ein weiterer Polizist auf ihm gesessen und K. 
schreiend um Luft gerungen habe. Entsetzt über die Brutalität der Polizei soll die Zeugin mehrfach in 
Tränen ausgebrochen sein. Der 30 Jahre alte C. gibt an, sich bewusst passiv verhalten zu haben. Als 
Bundeswehrsoldat müsse er befürchten, seinen Job zu verlieren, falls seine Vorgesetzten 
beispielsweise erführen, er habe Widerstand gegen Polizisten geleistet. Der Polizist behauptet auf 
mehrfache Rückfragen der Richterin, C. habe sich trotz dreimaliger Aufforderung geweigert, die 
Hände aus den Taschen seiner Winterjacke zu nehmen. Schließlich soll der Beamte C. eine Ladung 
Pfefferspray verpasst und seine Kollegen zuvor laut gewarnt haben mit den Worten „Weg, weg, weg“.
Laut Audioaufnahme habe der Polizist wörtlich gedroht: „Die scheiß Hände auf den Rücken, ich 
brech dir den Scheißarm, du Wichser.“ 

„Wir haben
hier noch keine
amerikanischen
Verhältnisse.“
Margrit Lichtinghagen, 
Richterin

Die Beteuerung des Polizisten in der Hauptverhandlung, er habe C. drei Mal aufgefordert, die Hände 
auf den Rücken zu nehmen, wird durch die Tonaufnahme nicht bestätigt. Wenn das stimmt, hätte der 
Polizist im Gerichtssaal eine Falschaussage gemacht. Deutlich sei auf der Tonaufnahme ein anderer 
Polizist zu vernehmen gewesen mit der brutalen Drohung an C.: „Kommt ein Ding und ich schlage 
dir dein Genick ein.“ Die Polizisten fertigen später Anzeigen gegen K. und C. wegen „Widerstands 
gegen Vollstreckungsbeamte“ an. Die Staatsanwaltschaft fordert sechs Monate auf Bewährung, doch 
die resolute Richterin spricht die Angeklagten frei. Beide hätten sich keinesfalls gewehrt. Stattdessen 
rügt sie scharf das Vorgehen der Polizisten, deren Diensthandlungen „nicht rechtmäßig“ gewesen 
seien. 

Margrit Lichtinghagen hatte 2008 als Staatsanwältin bundesweit für Aufsehen gesorgt, als sie vor 
laufenden Fernsehkameras den damaligen Chef der Deutschen Post, den Top-Manager Klaus 
Zumwinkel, festnahm. Seit 2009 ist sie Richterin beim Amtsgericht Essen. 

In der Urteilsbegründung geht Lichtinghagen die Polizisten hart an. Angeklagte zu duzen und sie als 
Wichser zu titulieren, mit Pfefferspray zu attackieren und ihnen zu drohen, das Genick zu brechen, 
sei ein nicht hinnehmbarer Übergriff. Die Richterin prangert im Gerichtssaal die „Gewalt der Polizei“
an und sagt wörtlich: „Wir haben hier noch keine amerikanischen Verhältnisse.“ 

Rechtsanwalt bestätigt Strafanzeige gegen Polizisten
Die Staatsanwaltschaft Essen erklärt auf Anfrage, dass sie – trotz der Schlappe vor dem Amtsgericht 
– in Berufung gegangen sei. Sollte dem Antrag stattgegeben werden, wäre im nächsten Schritt das 
Landgericht am Zuge. 

Die Essener Polizei verweist auf Anfrage auf laufende Verfahren und äußert sich deshalb nicht. Die 
Rechtsanwälte der beiden Freigesprochenen bestätigen auf Anfrage, dass ihre Mandanten die 
Polizeibeamten angezeigt hätten wegen „Körperverletzung im Amte“. 



Weitere mutmaßliche Straftatbestände wie Nötigung, Beleidigung, Falschaussage und falsche 
Verdächtigung könnten noch hinzukommen. 

Vorwürfe gegen Beamte der Polizeiwache Essen-Mitte 

Amtsgericht Essen zweifelt die Rechtmäßigkeit von Polizeimaßnahmen an, etwa bei einer 
Ruhestörung an der Goethestraße 

Von Gerd Niewerth 

Dass es sich bei den handelnden Polizeibeamten in dem nebenstehenden Bericht um Angehörige der 
Polizeiinspektion (PI) Mitte handelt, ist eine gesonderte Betrachtung Wert. Denn Beamte der 
Polizeiwache Mitte im III. Hagen genießen selbst in Polizeikreisen den zweifelhaften Ruf, schon mal 
robust zur Sache zu gehen. 

Polizeischüler beschreibt Vorfälle
So gibt es weitere Urteile, in denen das Amtsgericht Essen die Rechtmäßigkeit von 
Polizeimaßnahmen ausdrücklich anzweifelt. Bei einer Ruhestörung in der Goethestraße im März des 
vergangenen Jahres etwa, hätten die Beamten der PI Mitte die Situation nicht beruhigt, sondern 
weiter eskaliert. „Nicht nachvollziehbar“, hob das Gericht hervor. Bei einem der Polizisten, die in der
Goethestraße im Einsatz waren, handelt es sich offenbar um denselben, der von einem Essener 
Polizeischüler beschuldigt worden ist, einem festgenommenen und wehrlosen Schwarzafrikaner auf 
der Innenstadtwache einen Karton auf den Kopf gesetzt und ihm dann einen Faustschlag ins Gesicht 
verpasst zu haben. Die Staatsanwaltschaft Dortmund hatte das Verfahren wegen „Körperverletzung 
im Amt“ später eingestellt. Der Vater des Kommissaranwärters, ein früherer Essener Staatsanwalt, 
brachte den Fall vor den Petitionsausschuss des Landtages. 

Im März 2020 sorgte ein weiterer mutmaßlicher Fall von Polizeigewalt und Rassismus für 
Schlagzeilen. Beamte der Innenstadtwache sollen eine aus Nigeria stammende Familie , die wegen 
eines gestohlenen Portemonnaies Anzeige erstatten wollte, auf der Wache rassistisch verhöhnt und 
verprügelt haben. Die Behörde war entsetzt und wies die Vorwürfe entschieden zurück. 

Innenminister Herbert Reul (CDU) hatte am 24. September im Innenausschuss des Landtages erklärt, 
den Fall des Essener Polizeischülers, der seine Ausbildung zwischenzeitlich beenden musste, noch 
einmal durch eine Sonderinspektion prüfen lassen zu wollen. Auf Anfrage teilt das Innenministerium 
jetzt mit: „Im Rahmen eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens wurde mit dem betroffenen 
Kommissaranwärter – unabhängig von den erhobenen Vorwürfen im Polizeipräsidium Essen – die 
Wiederholung der streitgegenständlichen Prüfung vereinbart.“ 

Wie die Ministeriumssprecherin weiter erklärt, habe der Essener Polizeischüler zur Erleichterung des 
Wiedereinstiegs in die Ausbildung an einem entsprechenden Sonderlehrgang teilgenommen. „Er setzt
derzeit seine Ausbildung auf eigenen Wunsch in einer anderen Kreispolizeibehörde fort und fühlt sich
dort – seinen eigenen Angaben nach – sehr wohl.“ 

Die Prüfung der von ihm in ausführlichen Gesprächen vorgetragenen Schilderungen erfolge im 
Rahmen der Sonderinspektion beim Landesamt für Aus- und Fortbildung der Polizei NRW.



Bildunterschrift:

• Eine nächtliche Polizeikontrolle auf der Gladbecker Straße vier Tage vor Heiligabend 2019 
eskaliert und endet vor dem Amtsgericht Essen (Symbolbild). FOTOS: L. HEIDRICH/ K. 
KOKOSKA / FFS 

• Pfefferspray soll eingesetzt worden sein. 
• Innenminister Herbert Reul (CDU) kündigte im September 2020 im Innenausschuss des 

Landtages an, die Entlassung eines Essener Polizeischülers von einer Sonderinspektion prüfen
lassen zu wollen. FOTO: F. GAMBARINI / DPA
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